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Aktueller Bericht über die Situation der Flüchtlinge und Asylbewerber 

 
 
I. Beschlussantrag 
 

Dem Kreistag wird empfohlen, die Schaffung einer 50 % Koordinierungsstelle für 
Ehrenamtliche in Entgeltgruppe 10 TVöD im Rahmen des Stellenplans 2016 zu be-
schließen. 
 
 

II. Sach- und Rechtslage, Begründung 
 

a) Aufgrund der Aktualität des Themas hat die Verwaltung in der Vergangenheit 
wiederholt, zuletzt im Sozialausschuss am 30.06.2015, über die Situation der 
Flüchtlinge und Asylbewerber im Landkreis berichtet. Es wurde zugesagt, den 
Ausschuss zeitnah über aktuelle Entwicklungen zu informieren. 
 

b) Die Kreistagsfraktion der Grünen hat im Rahmen der Haushaltsplanberatungen 
2015 beantragt: „das der Landkreis zusammen mit dem Freundeskreis Asyl und 
in Kooperation mit den Trägern, die in der Flüchtlingshilfe aktiv sind (DRK, Dia-
konie) eine Informationsbroschüre herausgibt, mit der allgemein über die Flücht-
lingssituation im Landkreis Göppingen informiert wird.“ 

 
c) Die Kreistagsfraktion der Grünen hat im Rahmen der Haushaltsplanberatungen 

2015 beantragt, die Übertragung der Sozialbetreuung auf die Ligaverbände zu 
prüfen, sowie eine zentrale Anlaufstelle zu schaffen, welche engagierten Men-
schen und Gruppierungen in der Flüchtlingsarbeit unterstützt. 

 
Die Verwaltung nimmt hierzu wie folgt Stellung: 
 
Zugangszahlen im Landkreis Göppingen: 
 

 
Asylbewerber 

Sonstige Personen 
(überwiegend Folgean-

tragsteller) 
Gesamt 

2010 99 20 119 

2011 115 13 128 

2012 195 17 212 

2013 334 16 350 

2014 529 50 579 

31.08.2015 631 69 700 

Prognose 
2015 

  
2.746 
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Für September 2015 wurden 384 Zuweisungen angekündigt. 
 
Mittlerweile geht das Land für das Jahr 2015 von ca. 104.000 Flüchtlingen aus. Dies 
bedeutet für den Landkreis Göppingen für dieses Jahr voraussichtlich 2.746 Zuwei-
sungen. 
 
Am 31.08.2015 befanden sich 1.358 Personen im Leistungsbezug nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz. Ein Jahr zuvor, am 31.08.2014 lag diese Zahl noch bei 
758 Personen. 
 
Die Flüchtlinge kommen aus 25 Nationen. Die größte Einzelgruppe kommt aus dem 
Kosovo mit 196 Personen, gefolgt von Syrien (169 Personen), Albanien (134 Per-
sonen) und Serbien (98 Personen). Die Gruppe der Flüchtlinge aus den Balkan-
staaten (557 Personen) stellt mehr als die Hälfte  der Leistungsbezieher nach dem 
AsylbLG dar. 
 
Unterbringungssituation: 
 
Zum 31.08.2015 gab es im Landkreis 980 Unterbringungsplätze, welche mit 1.028 
Flüchtlingen belegt waren. Die Gesamtplätze verteilen sich auf 42 Objekte. Auf-
grund der gestiegenen Prognosen werden bis Jahresende landkreisweit 2.000 Un-
terbringungsplätze benötigt. Hierüber wurden alle Kommunen mit Schreiben des 
Landrats vom 07.09.2015 informiert. 
 
Um der gesetzlichen Aufnahmeverpflichtung des Landkreises nachzukommen, ar-
beitet die im Landratsamt eingerichtete Koordinierungsgruppe Asyl mit Hochdruck 
an der Schaffung weiterer Unterbringungsmöglichkeiten. Sowohl von Privatleuten 
als auch von den Kreisgemeinden gehen hier Angebote für Objekte bzw. Grundstü-
cke ein, wobei diese nicht immer für Zwecke der Unterbringung geeignet sind. Kri-
tischster Faktor bei der Bereitstellung von Unterkünften ist aber die Zeitschiene, da 
Objekte zum Teil umgebaut werden müssen (Brandschutz) bzw. Container eine Lie-
ferzeit von bis zu mehreren Monaten haben. 
 
Der Landkreis musste daher im Berufsschulzentrum Geislingen im August unter 
großen Anstrengungen eine Turnhalle belegen, da er sonst seiner Aufnahmever-
pflichtung nicht hätte nachkommen können. Mittlerweile ist die Halle mit einer Ka-
pazität von insgesamt 128 Plätzen voll belegt. Es handelt sich um Familien aus Sy-
rien, dem Irak, Afghanistan und dem Westbalkan. Seit Ankunft der ersten Familien 
am 25.08.2015 gab es, nicht zuletzt durch das große ehrenamtliche Engagement 
des Arbeitskreises Asyl und der Geislinger Bevölkerung keinerlei Probleme. 
 
Der insbesondere für die Sportabiturklassen notwendige Sportunterricht wird durch 
die Nutzung anderer Hallen (z.B. in Kuchen und Reichenbach im Täle) sicherge-
stellt.  
 
Derzeit werden zwei Containeranlagen auf dem Sportgelände der Schule mit einer 
Gesamtkapazität von rund 225 Plätzen errichtet. Ziel ist es, nach Fertigstellung der 
Anlage bis voraussichtlich Ende November 2015 die Wölk-Halle wieder ihrer eigent-
lichen Bestimmung zu übergeben. 
 
Aufgrund der anhaltenden Dynamik ist die Belegung weiterer Turnhallen oder ande-
rer Notlösungen derzeit nicht auszuschließen. 
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Sprachförderung: 
 
Wie in der Sozialausschusssitzung am 30.06.2015 ausgeführt wird der Landkreis 
motivierten Flüchtlingen, welche den „Grundkurs“ erfolgreich absolviert haben, eine 
weitere Sprachförderung bis zum A 1 Niveau anbieten. Ein erster Kurs findet seit 
dem 03.08. statt ein weiterer ist im September gestartet. 
 
Mittlerweile liegt die Verwaltungsvorschrift des Integrationsministeriums zum Pro-
gramm „Chancen gestalten – Wege der Integration in den Arbeitsmarkt öffnen“, ins-
besondere zur Sprachförderung vor. Ein wesentlicher Bestandteil des Programmes 
ist die gezielte Sprachförderung, um den Flüchtlingen einen Zugang zum Arbeits-
markt bzw. Ausbildung zu ermöglichen. Gefördert werden in der Regel Sprachkurse 
mit einem Umfang von 300 Unterrichtseinheiten, welche zum A 1 Sprachniveau füh-
ren sollen. Bei entsprechender Qualifikation sind Aufbaukurse möglich. Das Ange-
bot soll sich vorrangig an Flüchtlinge mit einer Bleiberechtsperspektive richten. Für 
Flüchtlinge ohne hinreichende Bleiberechtswahrscheinlichkeit bleibt das Angebot 
der Vermittlung von Grundkenntnissen der Sprache bestehen.  
 
Die Verwaltungsvorschrift sieht die Gründung eines Netzwerkes bzw. Anpassung 
bestehender Netzwerke vor. Aufgabe der Partner des Netzwerkes ist es, die Maß-
nahmen zu steuern und so die Flüchtlinge bei der Arbeitsmarktintegration zu unter-
stützen. 
 
Für das Jahr 2015 ist eine Antragstellung auf Fördermittel bis zum 30.09.2015 mög-
lich. Der Bewilligungsrahmen für den Landkreis beträgt dieses Jahr rund 108.000 €. 
Die Mittel wurden beim Integrationsministerium angefordert.  
 
Koordinierungsstelle für Ehrenamtliche 
 
Das ehrenamtliche Engagement im Bereich der Flüchtlinge ist im Landkreis Göp-
pingen erfreulicherweise sehr groß und vielfältig. Zur Unterstützung und besseren 
Vernetzung wird der Landkreis eine Koordinierungsstelle für Ehrenamtliche im Um-
fang von 0,5 Vollzeitäquivalent (VZÄ) einrichten. Eine entsprechende Stelle wurde 
von der Verwaltung für den Stellenplan 2016 beantragt. 
 
Der Landkreis hat für diesen Zweck Fördermittel beim Programm „Gemeinsam in 
Vielfalt – Lokale Bündnisse für Flüchtlingshilfe“ in Höhe von 25.000 Euro beantragt. 
Das Förderprogramm hat eine Laufzeit bis 15.12.2016.  
 
Die Verwaltung beabsichtigt aktuell, innerhalb der Abteilung Asyl- und Flüchtlings-
wesen aus den vorhandenen Personalressourcen diese Koordinierungsaufgabe 
wahrzunehmen. Allerdings gestaltet sich dies aufgrund der extrem hohen Flücht-
lingszahlen sehr schwierig, da die Mitarbeiter/Innen mit den eigentlichen Kernauf-
gaben mehr als ausgelastet sind und ständig neues Personal benötigt wird. 
 
Eine Aufgabe der Koordinierungsstelle wird auch die Einberufung eines landkreis-
weiten Runden Tisches Asyl sein. Das Staatsministerium Baden-Württemberg hat 
vor kurzem das Handbuch „Willkommen“ für ehrenamtliche Flüchtlingshilfe heraus-
gebracht. Ob darüber hinaus für den Landkreis eine Info-Broschüre erforderlich ist, 
wird von der Koordinierungsstelle im Zusammenwirken mit den haupt- und ehren-
amtlich Tätigen zu klären sein. 
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Übertragung der Sozialbetreuung auf die Ligaverbände 
 
In der Anlage zu § 6 der Durchführungsverordnung zum Flüchtlingsaufnahmegesetz 
(DVO FlüAG) ist geregelt, dass während der vorläufigen Unterbringung eine qualifi-
zierte flüchtlingsspezifische soziale Beratung und Betreuung zu gewährleisten ist. 
Die Aufgabenträgerschaft liegt bei den unteren Aufnahmebehörden. Für die soziale 
Beratung und Betreuung von Flüchtlingen können auch Angebote geeigneter Drit-
ter, beispielsweise Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege berücksichtigt werden. 
Im Landratsamt Göppingen wird die Betreuung durch beim Landratsamt angestellte 
Sozialbetreuer wahrgenommen. Derzeit sind 9 Sozialbetreuer/Innen mit 8,0 VZÄ 
beschäftigt. Es liegt ein Betreuungsschlüssel von 1:120 zu Grunde. 
 
Die Landkreisverwaltung beabsichtigt auch künftig die Sozialbetreuung durch eige-
nes Personal wahrzunehmen, da hierbei klare Strukturen und Zuständigkeiten be-
stehen und durch „kurze Wege“ innerhalb der Verwaltung flexibel reagiert werden 
kann. 
 
 

III. Handlungsalternativen 
 
Keine 
 
 

IV. Finanzielle Auswirkungen / Folgekosten 
 
Vom Land erhält der Landkreis pro zugewiesenem Asylbewerber sechs Monate 
nach Zuweisung eine einmalige Pauschale, derzeit in Höhe von 13.200,-- €. Mit 
dieser sollen sämtliche Ausgaben (Unterbringung, Lebensunterhalt, Krankenkosten, 
Betreuung, Verwaltungskosten) für die Dauer der Unterbringung in Gemein-
schaftsunterkünften abgegolten werden. 
 
Für die Einrichtung der Koordinierungsstelle mit 0,5 VZÄ entstehen jährliche Kosten 
in Höhe von rund 30.000,-- €. Für den Fall der Bewilligung von Fördermitteln nach 
dem Förderprogramm „Gemeinsam in Vielfalt – Lokale Bündnisse für Flüchtlingshil-
fe“ wird ein Zuschuss über 25.000,-- € für das Jahr 2016 erwartet. Nach Auffassung 
der Verwaltung muss die Stelle in Anbetracht der notwendigen Begleitung von Eh-
renamtlichen unabhängig von der Gewährung von Fördermitteln unbefristet einge-
richtet werden. 
 
Vertreter der kommunalen Spitzenverbände und der Landesregierung haben am 
19.05.2015 vereinbart, dass für die Jahre 2014 und 2015 ein vollständiger Aus-
gleich für die Liegenschaftskosten erfolgen wird. Für die Folgejahre ist offen, ob der 
Kostenausgleich wie bisher in Form von Pauschalen oder einer Spitzabrechnung 
erfolgen soll. Fest steht, dass im Jahr 2017 – wie im Flüchtlingsaufnahmegesetz ge-
regelt – auf Basis der Zahlen 2016 eine umfassende Überprüfung stattfinden wird.  
 
Zu den Gesundheitskosten der Flüchtlinge wurde vereinbart, zunächst das Ergebnis 
der bundesweiten Einführung einer Gesundheitskarte abzuwarten. Ggf. prüft das 
Land die Einführung einer eigenen Gesundheitskarte. In beiden Fällen wird eine di-
rekte Kostenerstattung zwischen Bund bzw. Land und den Krankenkassen ange-
strebt. 
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V. Zukunftsleitbild/Verwaltungsleitbild - Von den genannten Zielen sind berührt: 
 
 
Zukunfts- und Verwaltungsleitbild 

  Übereinstimmung/Konflikt 
1 = Übereinstimmung, 5 = keine Übereinstimmung 

1 2 3 4 5 

Zukunft des sozialen Zusammenlebens      

Zukunft der Ausländerinnen und Ausländer      

       

       

       

      

Themen des Verwaltungsleitbildes nicht berührt      

       

       

       

 
 
VI. Internetfreigabe 
 

 Freigegeben für die Veröffentlichung im Internet. 
 


